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Titel:

keine Gruppenverfolgung von Kurden in der Türkei

Normenketten:
AsylG § 3, § 3a Abs. 3, § 3c, § 3d, § 4
AufenthG § 60 Abs. 5, Abs. 7 S. 1
AnerkennungsRL Art. 4 Abs. 4, Art. 9 Abs. 3
EMRK Art. 3

Leitsätze:
1. Zwar unterliegen kurdische Volkszugehörige in der Türkei einer gewissen Diskriminierung; es fehlt aber 
jedenfalls an der für die Annahme einer Gruppenverfolgung erforderlichen kritischen 
Verfolgungsdichte.  (Rn. 38) (redaktioneller Leitsatz)
2. Die Glaubensgemeinschaft der Aleviten hat zwar in der Türkei keinen eigenen Rechtsstatus, jedoch ist 
die individuelle Religionsfreiheit weitgehend gewährleistet. Eine Verfolgung alevitischer Gläubiger allgemein 
ist aber auch nicht in der Provinz Tunceli (Dersim) als ihrem Kernland zu befürchten. (Rn. 42) (redaktioneller 
Leitsatz)
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Tenor

I. Die Klage wird abgewiesen.

II. Die Klägerin hat die Kosten des gerichtskostenfreien Verfahrens zu tragen.

III. Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorläufig vollstreckbar. Die Klägerin darf die Vollstreckung durch die 
Beklagte durch Sicherheitsleistung in Höhe des vollstreckbaren Betrags abwenden, wenn nicht die Beklagte 
vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

Tatbestand

1
Die ihrem vorgelegten Nüfus zu Folge am ... 1998 in ... in der Türkei geborene Klägerin ist türkische 
Staatsangehörige kurdischer Volkszugehörigkeit alevitischer Religionszugehörigkeit und hielt sich vor ihrer 
Ausreise zuletzt in ... auf (BAMF-Akte Bl. 60). Sie reiste nach eigenen Angaben am 3. Februar 2017 aus der 
Türkei auf dem Luftweg von ... aus und über den Flughafen ... nach Deutschland ein, wo sie - nach einer 
Rücküberstellung aus Österreich, wo sie zwischenzeitlich Asyl beantragt hatte - ebenfalls Asyl beantragte.

2
Ausweislich einer Auskunft aus der Visa-Datei erhielt die Klägerin durch die deutsche Botschaft in ... am 30. 
Januar 2017 ein vom 3. Februar 2017 bis 12. Februar 2017 gültiges Visum für einen kurzfristigen Aufenthalt 
(ebenda Bl. 3), das unter Vorlage eines Reisepasses erteilt wurde (ebenda Bl. 9). Am 15. März 2017 
wurden ihr in Österreich Fingerabdrücke abgenommen (ebenda Bl. 2).

3
In ihrer auf Türkisch geführten Dublin-Anhörung vor dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(Bundesamt) am 29. August 2017 gab die Klägerin im Wesentlichen an (BAMF-Akte Bl. 10 ff.), sie habe 



keine Familienangehörigen in Deutschland oder in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union; 
bestätigte ihren Reiseweg und einen zwischenzeitlichen Aufenthalt in Österreich ab März 2017.

4
In ihrer auf Türkisch geführten Anhörung vor dem Bundesamt am 29. August 2017 gab die Klägerin im 
Wesentlichen an (BAMF-Akte Bl. 59 ff.), sie habe den Personalausweis abgegeben und habe keinen 
Reisepass gehabt (ebenda Bl. 60). Die Reise habe ihr Vater bezahlt, sie seien getrennt geflogen, erst ihr 
Vater etwa eineinhalb Monate zuvor, er habe fliehen müssen und die Hoffnung gehabt, dass sich die Lage 
beruhigen würde, aber es sei schlimmer geworden; sie sei mit ihrer Mutter und ihrer kleinen Schwester 
gereist (ebenda Bl. 61). Ihre Eltern seien mit ihr in Deutschland. Sie habe Abitur, nicht gearbeitet und keinen 
Wehrdienst geleistet (ebenda Bl. 61).

Zu ihren Ausreisegründen gab sie an, am 5. Oktober 2016 sei ihr Haus verbrannt worden. Als sie in der 
Früh erwacht seien, habe es draußen laute Geräusche gegeben. Ihre kleine Schwester sei verletzt und ins 
Krankenhaus gebracht worden. Die Regierung habe ihr Haus in Brand gesetzt, sie habe Bilder [die Klägerin 
zeigte Bilder des brennenden Hauses, ebenda Bl. 62].

Sie sei verfolgt, ausgegrenzt und diskriminiert worden. Am 12. November 2016 sei sie von einem Auto 
absichtlich angefahren worden und erst im Krankenhaus aufgewacht. Ihre Mutter habe Angst gehabt und 
sei sehr besorgt gewesen, sie habe 6 Monate lang nicht gehen können [die Klägerin zeigte ein Bild des 
verletzten Beins auf ihrem Handy, ebenda Bl. 62].

Auf Frage, warum sie angefahren worden sei, gab sie an, weil sie Kurdin sei, sei sie immer gehänselt 
worden, auch in der Schule. Sie hätten gesagt, sie gehöre nicht zu ihnen und sei eine Verräterin, auch die 
Lehrerin sei so gewesen. Sie sei verfolgt worden aufgrund ihrer Volkszugehörigkeit. Es habe auch eine 
Wasservergiftung gegeben. Viele Menschen hätten ins Krankenhaus gemusst, auch sie sei eine Woche dort 
gewesen. Wer das verursacht habe, wissen sie nicht genau (ebenda Bl. 62).

Schon bei ihrer Einschulung sei sie diskriminiert worden. Seitdem habe sie das immer wieder gehört und 
träume schon davon. Ihr Wunsch sei, Journalistin zu werden. Alle hätten gesagt, dass dieser Beruf für sie 
nicht geeignet sei, deshalb sei sie auch von dem Auto angefahren worden und hätte sterben können 
(ebenda Bl. 62).

Auf Frage, ob die Leute Angst vor negativen Artikeln hätten, bejahte sie, auch Kurden, welche die 
Universität abgeschlossen hätten, hätten auf dem Arbeitsmarkt keine Chance. Sie habe auch ein anderes 
Beispiel. Eine kurdische Studentin sei vergewaltigt und ihre Leiche verbrannt, aber erst nach ungefähr 15 
Tagen gefunden worden. Solche Vorfälle hätten sich vermehrt. Es gebe überall solche Fälle. Sogar in 
sozialen Netzwerken gebe es Sprüche wie man solle nicht nach Mekka fahren, sondern wenn man Kurden 
und Aleviten töte, werde man von Gott besser belohnt. Sie habe das alles selbst gesehen und erlebt und sei 
durch die ständige Belästigungsverfolgung nicht mehr in der Lage gewesen, ihre Schularbeiten zu machen. 
Freiwillig habe sie das Land nicht verlassen wollen (ebenda Bl. 62).

Erst vor etwa einem Monat hätten Türken die Leiche einer im Jahr 1993 verstorbenen Mutter einer 
Abgeordneten des türkischen Parlaments aus dem Grab geholt und nach Dersim, in ein Kurdengebiet, 
gebracht, dies zeige die Respektlosigkeit der Leute (ebenda Bl. 62 f.).

Diese Verfolgung sei in der gesamten Türkei so, sogar Mädchen hätten Angst, vergewaltigt zu werden, 
wenn sie leicht bekleidet seien; sie sollten einen Schleier tragen. Aleviten und Kurden würden langsam 
unter der muslimischen Herrschaft verschwinden und versklavt werden (ebenda Bl. 63). Die Türkei sei ein 
muslimisches Land. Aus religiösen Gründen müssten alle ein Kopftuch tragen. Sie hätten keinerlei 
Bewegungsfreiheit und dürften auf keinen Fall ihre Meinung sagen. Während des Ramadan hätten sie 
Angst, draußen Wasser zu trinken. Auch wenn man zu Hause koche, werde man beobachtet. Auch wenn 
sie fasteten, würden sie nicht gleich behandelt (ebenda Bl. 63).

Auf Frage, ob sie alles gesagt habe, bejahte sie. Auf Frage, was sie bei einer Rückkehr in die Türkei 
befürchte, gab sie an, sie werde nie wieder dorthin gehen und befürchte, dass sich die Ereignisse 
wiederholten. Sie hätte nur die Schule abschließen müssen. Ihre Mutter leide psychisch unter der Situation 
(ebenda Bl. 63).

Auf Frage, wie lange sie nach dem letzten Vorfall ausgereist sei, gab sie an, im November 2016 zu 
Verwandten in ihren Wohnort gegangen zu sein. Nachdem im Oktober 2016 das Haus abgebrannt sei, 



seien sie erst bei Verwandten, 3 Monate nach dem Autounfall im November hätten sie im Februar 2017 das 
Land verlassen, ihr Bein sei noch nicht wieder gesund gewesen (ebenda Bl. 63).

5
Auf dem Kontrollbogen bestätigte die Klägerin, es habe bei der in türkischer Sprache durchgeführten 
Anhörung keine Verständigungsschwierigkeiten gegeben, das rückübersetzte Protokoll entspreche ihren 
Angaben und diese seien vollständig und entsprächen der Wahrheit (BAMF-Akte Bl. 15).

6
Das Bundesamt lehnte mit Bescheid vom 15. Dezember 2017 den Antrag auf Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenschaft (Nr. 1), auf Asylanerkennung (Nr. 2) und auf Zuerkennung des subsidiären 
Schutzstatus (Nr. 3) sowie auf Feststellung eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 5 und Abs. 7 
AufenthG ab (Nr. 4). Die Abschiebung in die Türkei wurde androht (Nr. 5). Das gesetzliche Einreise- und 
Aufenthaltsverbot wurde auf 30 Monate ab dem Tag der Abschiebung befristet (Nr. 6).

Zur Begründung führte das Bundesamt aus, dass die Voraussetzungen für die Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenschaft und die Anerkennung als Asylberechtigte nicht vorlägen, weil die Klägerin eine 
Verfolgung im Herkunftsstaat nicht habe glaubhaft machen können. Allein der pauschale Verweis auf 
Diskriminierungen im Herkunftsland sei nicht ausreichend, um einen Schutzbedarf zu belegen. Aus dem 
Vortrag der Klägerin ergäben sich zwar einige Punkte, die auf eine Verfolgungshandlung hindeuteten, 
letztlich aber fehle jeweils an Intensität bzw. Dass der Hausbrand ein zielgerichteter Akt der Regierung 
gegen Kurden sei, sei nicht ersichtlich. Es sei in der Anhörung eine bloße Vermutung gewesen; auch der 
Zeitungsartikel, den die Mutter der Klägerin ihrerseits in ihrer Anhörung vorlegte, habe dies nicht bestätigen 
können. Nicht ausgeschlossen sei, dass es sich hierbei um einen kriminellen Akt oder einen Unfall handelte. 
Sollte es sich um Brandstiftung gehandelt haben, richtete sich diese aber zudem nicht persönlich gegen die 
Familie der Klägerin, da nach Angaben der Mutter ein ganzer Block niederbrannte, in dem einige Familien 
wohnten. Dass der Block zuvor zum Niederbrennen mit einem Kreuz markiert worden sei, könne zwar nicht 
ausgeschlossen werden. Allerdings könne ein solches Kreuz von jedem Kind an eine Hauswand gemalt 
werden, ohne dass es eine weitere Bewandtnis damit habe. Auch hierbei handele es sich um reine 
Vermutungen der Klägerin und ihrer Familie. Auch hinsichtlich des Anfahrens durch ein Auto habe die 
Klägerin nicht hinreichend überzeugend dargelegt, dass es sich hierbei nicht um einen Autounfall, sondern 
um einen gezielten Angriff auf sie handelte, um die Verfolgung ihres Berufswunsches der Journalistin zu 
verhindern. Die Klägerin machte keine Angaben dazu, wer dies gewesen sein könnte und warum im 
Konkreten sie dies vermutete, geschweige denn, dass sie hier staatlichen Schutz gesucht hätte. Vielmehr 
scheine dies auf der bloßen Vermutung der Klägerin der von ihr wahrgenommenen intensiven Verfolgung 
gegen sie als Kurdin zu beruhen. Eine Gruppenverfolgung als Kurdin oder Alevitin liege nicht vor. Eine 
konkrete Gefahr für die Klägerin, der Folter oder einer anderen menschenrechtswidrigen Behandlung durch 
die türkischen Behörden im Fall einer Rückkehr unterzogen zu werden, sei nicht ersichtlich. Die 
Voraussetzungen für die Zuerkennung des subsidiären Schutzstatus lägen ebenfalls nicht vor. Auch 
Abschiebungsverbote seien nicht ersichtlich. Die derzeitigen humanitären Bedingungen in der Türkei 
würden nicht zu der Annahme führen, dass bei einer Abschiebung der Klägerin eine Verletzung des Art. 3 
EMRK vorliege. Ihr Vater sei zudem wirtschaftlich leistungsfähig nach seinen Angaben in seiner Anhörung. 
Die Befristung des Einreise- und Aufenthaltsverbots sei angemessen. Schutzwürdige Belange seien nicht 
vorgetragen worden.

7
Gegen diesen ihren Bevollmächtigten am 19. Dezember 2017 zugestellten Bescheid ließ die Klägerin am 
22. Dezember 2017 Klage erheben mit dem Antrag:

I. 

8
Der Bescheid des Bundesamts vom 15. Dezember 2017 wird mit Ausnahme der Ziffer 2 aufgehoben.

II. 

9
Die Bundesrepublik Deutschland wird verpflichtet, bei der Klägerin das Vorliegen der Voraussetzungen des 
§ 3 AsylG festzustellen und sie als Flüchtling anzuerkennen;



III. 

10
weiter hilfsweise festzustellen. dass die Voraussetzungen des § 4 AsylG vorliegen und subsidiären Schutz 
zu gewähren;

IV. 

11
weiter hilfsweise festzustellen. dass die Voraussetzungen des § 60 Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1 AufenthG 
gegeben sind.

V. 

12
Weiter hilfsweise wird beantragt, die Befristungsentscheidung aufzuheben, soweit mit ihr eine 12 Monate 
übersteigende Frist festgesetzt worden ist.

13
Weiter ließ sie Prozesskostenhilfe beantragen und erst nach Ablauf der nach § 74 Abs. 2 AsylG mit der 
Ladung gesetzten Frist unter Vertiefung ihres Vorbringens beim Bundesamt ausführen, noch in Izmir und 
kurz danach am 16. Dezember 2019 seien laut Internet solche Markierungen an von Aleviten bewohnten 
Wohnungen angebracht worden, was in der türkischen Tradition von Pogromen und Massakern an dieser 
Minderheit stehe. In der islamisierten Türkei sei es der Klägerin auch nicht möglich, selbständig als Frau zu 
leben und ihre Existenz zu sichern.

14
Die Beklagte hat keinen Antrag gestellt.

15
Die Regierung von ... als Vertreterin des öffentlichen Interesses hat auf jegliche Zustellungen mit Ausnahme 
der Endentscheidung verzichtet.

16
Mit Beschluss vom 30. Oktober 2019 wurde der Rechtsstreit dem Einzelrichter zur Entscheidung 
übertragen. Mit der Ladung übersandte das Gericht eine aktuelle Erkenntnismittelliste.

17
Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichts- und die von der Beklagten vorgelegte Behördenakte 
sowie das Protokoll der mündlichen Verhandlung verwiesen.

Entscheidungsgründe

18
Die zulässige Klage ist nicht begründet. Die Klägerin hat zum maßgeblichen Zeitpunkt der gerichtlichen 
Entscheidung (§ 77 Abs. 1 Satz 1 AsylG) keinen Anspruch auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft, auf 
die Gewährung subsidiären Schutzes oder auf ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 oder Abs. 7 
AufenthG (§ 113 Abs. 5 VwGO). Der angefochtene Bescheid des Bundesamtes vom 15. Dezember 2017 ist 
daher rechtmäßig und verletzt die Klägerin nicht in ihren Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Es wird 
insoweit in vollem Umfang Bezug genommen auf die Gründe des angefochtenen Bescheids (§ 77 Abs. 2 
AsylG) und ergänzend ausgeführt:

19
1. Die Klägerin hat mangels Vorverfolgung und mangels mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit bei Rückkehr 
drohender Verfolgung keinen Anspruch auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft nach § 3 Abs. 1 AsylG.

20
Nach § 3 Abs. 4 AsylG wird einem Ausländer, der Flüchtling nach § 3 Abs. 1 AsylG ist, die 
Flüchtlingseigenschaft zuerkannt. Ein Ausländer ist nach § 3 Abs. 1 AsylG Flüchtling im Sinne des 
Abkommens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II S. 559, 560 - Genfer 
Flüchtlingskonvention), wenn er sich aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, 



Nationalität, politischen Überzeugung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe außerhalb 
seines Herkunftslandes befindet.

21
Im Einzelnen sind definiert die Verfolgungshandlungen in § 3a AsylG, die Verfolgungsgründe in § 3b AsylG 
und die Akteure, von denen eine Verfolgung ausgehen kann bzw. die Schutz bieten können, in §§ 3c, 3d 
AsylG. Einem Flüchtling nach § 3 Abs. 1 AsylG, der nicht den Ausschlusstatbeständen nach § 3 Abs. 2 
AsylG oder nach § 60 Abs. 8 Satz 1 AufenthG unterfällt oder der den in § 3 Abs. 3 AsylG bezeichneten 
anderweitigen Schutzumfang genießt, wird die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt (§ 3 Abs. 4 AsylG). Als 
Verfolgung i.S.d. § 3 Abs. 1 Nr. 1 AsylG gelten Handlungen, die aufgrund ihrer Art oder Wiederholung so 
gravierend sind, dass sie eine schwerwiegende Verletzung der grundlegenden Menschenrechte darstellen, 
insbesondere der Rechte, von denen gemäß Art. 15 Abs. 2 EMRK keine Abweichung zulässig ist (§ 3a Abs. 
1 Nr. 1 AsylG), oder in einer Kumulierung unterschiedlicher Maßnahmen, einschließlich einer Verletzung der 
Menschenrechte, bestehen, die so gravierend ist, dass eine Person davon in ähnlicher wie der in Nummer 1 
beschriebenen Weise betroffen ist (§ 3a Abs. 1 Nr. 2 AsylG). Zwischen den Verfolgungsgründen (§ 3 Abs. 1 
Nr. 1 AsylG i.V.m. § 3b AsylG) und den Verfolgungshandlungen - den als Verfolgung eingestuften 
Handlungen oder dem Fehlen von Schutz vor solchen Handlungen, § 3a AsylG - muss für die Zuerkennung 
der Flüchtlingseigenschaft eine Verknüpfung bestehen (§ 3a Abs. 3 AsylG).

22
Eine Verfolgung i.S.d. § 3 AsylG kann nach § 3c Nr. 3 AsylG auch von nicht-staatlichen Akteuren ausgehen, 
sofern der Staat oder ihn beherrschende Parteien oder Organisationen einschließlich internationaler 
Organisationen erwiesenermaßen nicht in der Lage oder nicht willens sind, Schutz vor der Verfolgung zu 
bieten.

23
Für die Beurteilung der Frage, ob die Furcht des Betroffenen vor Verfolgung begründet i.S.v. § 3 Abs. 1 Nr. 
1 AsylG ist, gilt einheitlich der Prognosemaßstab der tatsächlichen Gefahr („real risk“), der demjenigen der 
beachtlichen Wahrscheinlichkeit (vgl. BVerwG, U.v. 4.7.2019 - 1 C 31/18 - juris Rn. 16) entspricht.

24
Der Wahrscheinlichkeitsmaßstab setzt voraus, dass bei einer zusammenfassen-den Würdigung des zur 
Prüfung gestellten Lebenssachverhalts die für eine Verfolgung sprechenden Umstände ein größeres 
Gewicht besitzen und deshalb gegenüber den dagegen sprechenden Tatsachen überwiegen. Dabei ist eine 
„qualifizierende“ Betrachtungsweise im Sinne einer Gewichtung und Abwägung aller festgestellten 
Umstände und ihrer Bedeutung anzulegen. Es kommt darauf an, ob in Anbetracht dieser Umstände bei 
einem vernünftig denkenden, besonnenen Menschen in der Lage des Betroffenen Furcht vor Verfolgung 
hervorgerufen werden kann (vgl. BVerwG, U.v. 4.7.2019 - 1 C 31/18 - juris Rn. 16).

25
Die Beweiserleichterung des Art. 4 Abs. 4 RL 2011/95/EU in Form einer widerlegbaren Vermutung ist im 
Asylerstverfahren zu beachten, wenn der Antragsteller frühere Verfolgungshandlungen oder Bedrohungen 
mit Verfolgung als Anhaltspunkt für die Begründetheit seiner Furcht geltend macht, dass sich die Verfolgung 
im Falle der Rückkehr in das Heimatland wiederholen werde. Die solchen früheren Handlungen oder 
Bedrohungen nach Art. 4 Abs. 4 RL 2011/95/EU zukommende Beweiskraft ist von den zuständigen 
Behörden unter der sich aus Art. 9 Abs. 3 RL 2011/95/EU ergebenden Voraussetzung zu berücksichtigen, 
dass diese Handlungen oder Bedrohungen eine Verknüpfung mit dem Verfolgungsgrund aufweisen, den der 
Betreffende für seinen Antrag auf Schutz geltend macht (vgl. BVerwG, U.v. 4.7.2019 - 1 C 31/18 - juris Rn. 
17, 34). Die vorgenannte Vermutung kann aber widerlegt werden. Hierfür ist erforderlich, dass stichhaltige 
Gründe die Wiederholungsträchtigkeit solcher Verfolgung bzw. des Eintritts eines solchen Schadens 
entkräften. Hat der Asylbewerber seine Heimat jedoch unverfolgt verlassen, kann sein Asylantrag nur Erfolg 
haben, wenn ihm auf Grund von Nachfluchttatbeständen politische Verfolgung mit beachtlicher 
Wahrscheinlichkeit (BVerwG, U.v. 27.4.2010 - 10 C 5.09 - BVerwGE 136, 377/382 Rn. 18) droht.

26
Soweit keine Beweiserleichterung wie bei Vorverfolgung oder in Widerrufsfällen nach Art. 4 Abs. 4 bzw. Art. 
14 Abs. 2 RL 2011/95/EU greift, bleibt es im Umkehrschluss beim allgemeinen Günstigkeitsprinzip, wonach 
die Nichterweislichkeit von Tatsachen, aus denen ein Beteiligter für sich günstige Rechtsfolgen herleitet, zu 
seinen Lasten geht, also der Schutzsuchende (vgl. BVerwG, U.v. 4.7.2019 - 1 C 31/18 - juris Rn. 26 ff.).



27
Das Tatsachengericht hat sich im Rahmen der o.g. tatrichterlichen Würdigung volle Überzeugung zur 
Gefahrenprognose zu bilden, also ob bei einer hypothetisch unterstellten Rückkehr des Schutzsuchenden in 
den behaupteten Verfolgerstaat diesem mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung droht. Für die 
Annahme einer mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit bedarf es weder einer eindeutigen Faktenlage noch 
einer mindestens 50%-igen Wahrscheinlichkeit. Vielmehr genügt - wie sich bereits aus dem Gefahrbegriff 
ergibt -, wenn bei zusammenfassender Würdigung die für eine Verfolgung sprechenden Umstände ein 
größeres Gewicht besitzen und deshalb gegenüber den dagegen sprechenden Tatsachen überwiegen (vgl. 
BVerwG, U.v. 4.7.2019 - 1 C 31/18 - juris Rn. 22). Lückenhafte Erkenntnisse, eine unübersichtliche 
Tatsachenlage oder nur bruchstückhaften Informationen aus einem Krisengebiet stehen ebenso wenig wie 
gewisse Prognoseunsicherheiten einer Überzeugungsbildung nicht grundsätzlich entgegen, wenn eine 
weitere Sachaufklärung keinen Erfolg verspricht. Die Annahme einer beachtlichen Wahrscheinlichkeit darf 
aber nicht unter Verzicht auf die Feststellung objektivierbarer Prognosetatsachen auf bloße Hypothesen und 
ungesicherte Annahmen gestützt werden (vgl. BVerwG, U.v. 4.7.2019 - 1 C 31/18 - juris Rn. 22). Kann das 
Tatsachengericht dennoch keine Überzeugung gewinnen und bestehen keine Anhaltspunkte für eine 
weitere Sachverhaltsaufklärung, hat es die Nichterweislichkeit des behaupteten Verfolgungsschicksals 
festzustellen und nach o.g. Maßstäben eine Beweislastentscheidung zu treffen.

28
Gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 AsylG ist ein Ausländer nicht Flüchtling nach Absatz 1, wenn aus 
schwerwiegenden Gründen die Annahme gerechtfertigt ist, dass er ein Verbrechen gegen den Frieden, ein 
Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen hat im Sinne der internationalen 
Vertragswerke, die ausgearbeitet worden sind, um Bestimmungen bezüglich dieser Verbrechen zu treffen 
(Nr. 1), vor seiner Aufnahme als Flüchtling eine schwere nichtpolitische Straftat außerhalb des 
Bundesgebiets begangen hat, insbesondere eine grausame Handlung, auch wenn mit ihr vorgeblich 
politische Ziele verfolgt wurden (Nr. 2), oder den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen 
zuwidergehandelt hat (Nr. 3). Satz 1 gilt auch für Ausländer, die andere zu den darin genannten Straftaten 
oder Handlungen angestiftet oder sich in sonstiger Weise daran beteiligt haben (§ 3 Abs. 2 Satz 2 AsylG).

29
Es ist Sache des Schutzsuchenden, seine Gründe für eine Verfolgung in schlüssiger Form vorzutragen. Er 
hat unter Angabe genauer Einzelheiten einen in sich stimmigen Sachverhalt zu schildern, aus dem sich bei 
Wahrunterstellung ergibt, dass bei verständiger Würdigung seine Furcht vor Verfolgung begründet ist, so 
dass ihm nicht zuzumuten ist, im Herkunftsland zu verbleiben oder dorthin zurückzukehren. Wegen des 
sachtypischen Beweisnotstands, in dem sich Flüchtlinge insbesondere im Hinblick auf asylbegründende 
Vorgänge im Verfolgerland vielfach befinden, genügt für diese Vorgänge in der Regel eine 
Glaubhaftmachung. Voraussetzung für ein glaubhaftes Vorbringen ist allerdings ein detaillierter und in sich 
schlüssiger Vortrag ohne wesentliche Widersprüche und Steigerungen.

30
a) Die politische Lage in der Türkei stellt sich derzeit wie folgt dar:
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Die Türkei ist nach ihrer Verfassung eine parlamentarische Republik und ein demokratischer, laizistischer 
und sozialer Rechtsstaat und besonders den Grundsätzen des Staatsgründers Mustafa Kemal („Atatürk“) 
verpflichtet. Der - im Jahr 2014 erstmals direkt vom Volk gewählte - Staatspräsident hatte eine eher 
repräsentative Funktion; die Regierungsgeschäfte führte der Ministerpräsident. Durch die 
Verfassungsänderungen des Jahres 2018 ist die Türkei in eine Präsidialrepublik umgewandelt worden, in 
welcher Staats- und Regierungschef personenidentisch sind: Staatspräsidenten Erdoğan (Bundesamt für 
Fremdenwesen und Asyl der Republik Österreich - im Folgenden: BFA, Länderinformationsblatt Türkei vom 
18.10.2018, S. 6 f. m.w.N.). Im Parlament besteht von Verfassungs wegen ein Mehrparteiensystem, in 
welchem die seit dem Jahr 2002 regierende „Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung“ (AKP) des früheren 
Ministerpräsidenten und heutigen Staatspräsidenten Erdoğan die zahlenstärkste Fraktion darstellt. Die 
heutige Parteienlandschaft in der Türkei ist geprägt von drei Faktoren, die sich gegenseitig verstärken: 
Erstens herrschen zwischen den Parteien relativ stabile Größenverhältnisse in der Relation 4 zu 2 zu 1. Die 
AKP ist stets unangefochten stärkste Kraft. Mit klarem Abstand folgt die CHP, die in der Regel halb so viele 
Stimmen bekommt wie die AKP, und darauf die MHP mit wiederum circa der Hälfte der Stimmen der CHP. 
Die pro-kurdische Partei der Demokratie der Völker (HDP) hat sich erst in den letzten Jahren dauerhaft 



etabliert. Zweitens sind die Wähler von drei der genannten Parteien relativ klar abgegrenzten Milieus 
zuzuordnen, die sich nicht nur nach ethno-kulturellen Zugehörigkeiten unterscheiden lassen, sondern auch 
nach divergierenden Lebensstilen sowie schichten-spezifischen sozialen und wirtschaftlichen Lagen. Die 
AKP stützt sich primär auf eine türkisch-national empfindende und ausgeprägt religiöse Wählerschaft mit 
konservativer Sittlichkeit und traditionellem Lebensstil, die eher den unteren Einkommens- und 
Bildungsschichten zuzurechnen ist. Die CHP dagegen vertritt die türkisch-säkularen Schichten höheren 
Bildungsgrades mit einem europäischen Lebensstil und durchschnittlich deutlich höheren Einkommen. Ob 
im Hinblick auf Schicht oder Bildung, Modernität oder Konservatismus: Die MHP steht zwischen den beiden 
größeren Parteien. Charakteristisch für sie ist ein stark ethnisch gefärbter türkischer Nationalismus, der sich 
in erster Linie als bedingungslose Identifikation mit dem Staat und als starke Ablehnung kurdischer Identität 
äußert. Die HDP gibt sich als linke Alternative, wird jedoch generell als die Partei der kurdischen Bewegung 
wahrgenommen. Mehr noch als bei den anderen Parteien ist die ethnisch-nationale Komponente für die 
Zugehörigkeit ihrer Anhängerschaft bestimmend. Drittens verfügen drei der genannten Parteien über 
geographische Stammregionen mit einem eigenen Milieu. So ist die AKP in allen Landesteilen stark 
vertreten, hat aber ihr Stammgebiet in Zentralanatolien und an der Schwarzmeerküste. Die CHP hat an den 
Küsten der Ägäis und in zweiter Linie in Thrazien und am Mittelmeer großen Rückhalt; die HDP hingegen in 
den primär kurdisch besiedelten Regionen. Die klare Aufteilung folgt auch der wirtschaftlichen Entwicklung 
der Stammregionen, denn die CHP reüssiert in den ökonomisch am stärksten entwickelten Regionen, die 
keine oder nur wenig staatliche Förderung benötigen. Die AKP vertritt die immer noch eher provinziell 
geprägten Gebiete, die auf staatliche Infrastrukturleistungen und Investitionen angewiesen sind. Die HDP ist 
in den kurdischen besiedelten Gebieten zuhause, die als Schauplatz des türkisch-kurdischen Konflikts 
(dazu unten) besonders unterentwickelt sind. Wahlergebnisse in der Türkei bilden deshalb nicht primär 
Verteilungskonflikte ab, sondern Identitäten ihrer Wähler: In den europäischen Ländern, die türkische 
Arbeitsmigranten aufgenommen haben, stimmten weit über 60 Prozent für Erdoğan und seine AKP; 
dagegen votierten in den USA, wo sich die türkische Migration aus Akademikern und anderen Angehörigen 
der Mittelschicht zusammensetzt, weniger als 20 Prozent für die AKP (zum Ganzen Stiftung Wissenschaft 
und Politik - SWP, Die Türkei nach den Wahlen: Alles wie gehabt und doch tiefgreifend anders, S. 2 f., 
www...org).
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In der Wahl vom 1. November 2015 errang die AKP zwar 49,5% der Stimmen, verfehlte aber die für eine 
Verfassungsänderung notwendige 2/3- bzw. 3/5-Mehrheit (mit anschließendem Referendum). 
Innenpolitisches Anliegen Erdoğans war der o.g. Systemwechsel hin zu einem exekutiven Präsidialsystem, 
was eine Verfassungsänderung voraussetzte. Nach dem Putschversuch im Juli 2016 (dazu sogleich) hat die 
AKP Anfang Dezember 2016 einen Entwurf zur Verfassungsänderung hin zu einem solchen 
Präsidialsystem ins Parlament eingebracht, das dieses Gesetz mit der für ein Referendum erforderlichen 
3/5-Mehrheit beschloss. Das Verfassungsreferendum vom 16. April 2017 erreichte die erforderliche 
Mehrheit; mittlerweile wurde das bislang geltende Verbot für den Staatspräsidenten, keiner Partei 
anzugehören, aufgehoben; Staatspräsident Erdoğan ist seit Mai 2017 auch wieder Parteivorsitzender der 
AKP. In der vorverlegten Präsidentschaftswahl vom 24. Juni 2018 hat er die absolute Mehrheit der Stimmen 
auf sich vereinigen können; auch die regierende AKP errang bei der Parlamentswahl mit 42,5% der 
Stimmen die relative Mehrheit und zusammen mit den 11,2% Stimmenanteil der mit ihr verbündeten MHP 
auch die Mehrheit der Parlamentssitze (vgl. Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschieberelevante 
Lage in der Republik Türkei vom 14.6.2019, S. 5, 7 f. - im Folgenden: Lagebericht; BFA, 
Länderinformationsblatt Türkei vom 18.10.2018, S. 6 f.). Durch die damit abgeschlossene 
Verfassungsänderung wurde Staatspräsident Erdoğan zugleich Regierungschef, denn das Amt des 
Ministerpräsidenten entfällt. Ohne parlamentarische Mitsprache ernennt und entlässt der Staatspräsident 
die Regierungsmitglieder, kann Dekrete mit Gesetzeskraft erlassen und vier der 13 Mitglieder im Rat der 
Richter und Staatsanwälte (HSK) ernennen (vgl. BFA, Länderinformationsblatt Türkei vom 18.10.2018, S. 7; 
Lagebericht ebenda S. 7).
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In der Nacht vom 15./16. Juli 2016 fand in der Türkei ein Putschversuch von Teilen des Militärs gegen 
Staatspräsident Erdoğan statt, dem sich auf Aufrufe der AKP hin viele Bürger entgegen stellten und der 
innerhalb weniger Stunden durch regierungstreue Militärs und Sicherheitskräfte niedergeschlagen wurde. 
Staatspräsident Erdoğan und die Regierung machten den seit dem Jahr 1999 im Exil in den USA lebenden 
islamischen Prediger Fethullah Gülen und dessen bis dahin vor allem für ihr Engagement in der Bildung und 



in der humanitären Hilfe bekannte Gülen-Bewegung (zu ihrer Entwicklung Lagebericht ebenda S. 4 f.; BFA, 
Länderinformationsblatt Türkei vom 18.10.2018, S. 12 f.) für den Putsch verantwortlich. Diese wurde als 
terroristische Organisation eingestuft und ihre echten oder mutmaßlichen Anhänger im Zuge einer 
„Säuberung“, die sich auch auf Anhänger der verbotenen „Arbeiterpartei Kurdistans“ (PKK) erstreckte, mit 
einer Verhaftungswelle überzogen. Gegen ca. 511.646 Personen wurden Ermittlungsverfahren eingeleitet, 
über 30.000 Personen befinden sich in Haft, darunter fast 20.000 Personen auf Grund von Verurteilungen. 
Über 154.000 Beamte und Lehrer an Privatschulen wurden vom Dienst suspendiert bzw. aus dem 
Militärdienst entlassen. Flankiert wurden diese Maßnahmen durch die Ausrufung des Ausnahmezustands 
(Notstand), welcher der Exekutive erhebliche Handlungsvollmachten einräumte, mehrfach verlängert wurde 
und zwar am 19. Juli 2018 auslief, aber in einigen Bereichen in dauerhaft geltendes Recht überführt wurde 
(vgl. Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Republik Türkei vom 
14.6.2019, S. 4 f. - im Folgenden: Lagebericht; Zahlen auch bei Kamil Taylan, Gutachten an das VG 
Karlsruhe vom 13.1.2017, S. 5, 7; BFA, Länderinformationsblatt Türkei vom 18.10.2018, S. 9, 15, 31). Zu 
diesen Regelungen gehören insbesondere die Ermächtigung der Gouverneure, Ausgangssperren zu 
verhängen, Demonstrationen und Kundgebungen zu verbieten, Vereine zu schließen sowie Personen und 
private Kommunikation intensiver zu überwachen (vgl. Stiftung Wissenschaft und Politik - SWP, Die Türkei 
nach den Wahlen: Alles wie gehabt und doch tiefgreifend anders, S. 8, www...org; BFA, 
Länderinformationsblatt Türkei vom 18.10.2018, S. 8). Als Sicherheitsorgane werden die Polizei in den 
Städten, die Jandarma am Stadtrand und in den ländlichen Gebieten sowie der Geheimdienst (MIT) 
landesweit tätig; das Militär ging in den vergangenen Jahren seiner staatlichen Sonderrolle mit einer de-
facto-Autonomie gegenüber parlamentarischer Kontrolle als Hüter kemalistischer Grundsätze verlustig (vgl. 
Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Republik Türkei vom 
14.6.2019, S. 9) und dem Verteidigungsminister als ziviler Instanz unterstellt mit der zusätzlichen Befugnis 
des Staatspräsidenten, den Kommandeuren der Teilstreitkräfte direkt Befehle zu erteilen (BFA, 
Länderinformationsblatt Türkei vom 18.10.2018, S. 28). Durch die „Säuberungen“ in Folge des Putsches 
wurde sein innenpolitisches Gewicht gemindert und durch den Einmarsch in den grenznahen Gebieten 
Syriens wurden seine Kapazitäten nach außen gelenkt.
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Neben dem Putschversuch im Juli 2016 prägt der Kurdenkonflikt die innenpolitische Situation in der Türkei, 
in welchem der PKK zugehörige oder von türkischen Behörden und Gerichten ihr zugerechnete Personen 
erheblichen Repressalien ausgesetzt sind (vgl. dazu unten). Die PKK (auch KADEK oder KONGRA-GEL 
genannt) ist in der Europäischen Union als Terrororganisation gelistet (vgl. Rat der Europäischen Union, 
B.v. 4.8.2017 - (GASP) 2017/1426, Anhang Nr. II. 12, ABl. L 204/95 f.) und unterliegt seit 1993 in der 
Bundesrepublik Deutschland einem Betätigungsverbot; ihre Anhängerzahl wird hier auf rund 14.000 
Personen geschätzt (vgl. Bundesamt für Verfassungsschutz, www...de/de/ arbeitsfelder/af-
auslaenderextremismus-ohne-islamismus/was-ist-auslaenderextremismus/ arbeiterpartei-kurdistans-pkk, 
Abfrage vom 26.4.2018). Die PKK wird als die schlagkräftigste ausländerextremistische Organisation in 
Deutschland eingestuft; sie sei in der Lage, Personen weit über den Kreis der Anhängerschaft hinaus zu 
mobilisieren. Trotz weitgehend störungsfrei verlaufender Veranstaltungen in Europa bleibe Gewalt eine 
Option der PKK-Ideologie, was sich nicht zuletzt durch in Deutschland durchgeführte Rekrutierungen für die 
Guerillaeinheiten zeige (Bundesamt für Verfassungsschutz, ebenda).
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b) Eine Gruppenverfolgung allein wegen einer Zugehörigkeit zur Volksgruppe der Kurden hat die Klägerin 
nicht zu befürchten. Sie gehört zu einer weit verbreiteten Bevölkerungsgruppe in der Türkei; Anhaltspunkte 
für eine staatliche oder staatlich geduldete Gruppenverfolgung ethnischer Kurden liegen nicht vor.
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Die Annahme einer Gruppenverfolgung setzt voraus, dass entweder sichere Anhaltspunkte für ein an 
asylerhebliche Merkmale anknüpfendes staatliches Verfolgungsprogramm oder für eine bestimmte 
Verfolgungsdichte vorliegen, welche die „Regelvermutung“ eigener Verfolgung rechtfertigt. Hierfür ist die 
Gefahr einer so großen Vielzahl von Eingriffshandlungen in flüchtlingsrechtlich geschützte Rechtsgüter 
erforderlich, dass es sich dabei nicht mehr nur um vereinzelt bleibende individuelle Übergriffe oder um eine 
Vielzahl einzelner Übergriffe handelt. Die Verfolgungshandlungen müssen vielmehr im Verfolgungszeitraum 
und Verfolgungsgebiet auf alle sich dort aufhaltenden Gruppenmitglieder zielen und sich in quantitativer und 
qualitativer Hinsicht so ausweiten, wiederholen und um sich greifen, dass daraus für jeden 



Gruppenangehörigen nicht nur die Möglichkeit, sondern ohne Weiteres die aktuelle Gefahr eigener 
Betroffenheit entsteht.
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Kurdische Volkszugehörige zählen etwa 13 Mio. bis 15 Mio. Menschen auf dem Gebiet der Türkei und 
stellen noch vor Kaukasiern und Roma die größte Minderheit in der Bevölkerung der Türkei (vgl. 
Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Republik Türkei vom 
14.6.2019, S. 12 f. - im Folgenden: Lagebericht); sie unterliegen demnach aufgrund ihrer Abstammung 
keinen staatlichen Repressionen, zumal aus den Ausweispapieren in der Regel - sofern keine spezifisch 
kurdischen Vornamen geführt werden - nicht hervorgeht, ob ein türkischer Staatsbürger kurdischer 
Abstammung ist (vgl. Auswärtiges Amt, Lagebericht vom 3.8.2018, S. 15). Der private Gebrauch der in der 
Türkei gesprochenen kurdischen Sprachen Kurmandschi und des weniger verbreiteten Zaza ist in Wort und 
Schrift keinen Restriktionen ausgesetzt, der amtliche Gebrauch ist allerdings eingeschränkt. Unterricht in 
kurdischer Sprache an öffentlichen Schulen war bis 2012 nicht erlaubt und wurde seither stufenweise bei 
entsprechender Nachfrage erlaubt; Dörfer im Südosten können ihre kurdischen Namen zurückerhalten. Die 
verfassungsrechtliche Festschreibung von Türkisch als einziger Nationalsprache bleibt jedoch erhalten und 
erschwert die Inanspruchnahme öffentlicher Dienstleistungen durch Kurden und Angehörige anderer 
Minderheiten, für die Türkisch nicht Muttersprache ist (vgl. Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und 
abschieberelevante Lage in der Republik Türkei vom 14.6.2019, S. 13; BFA, Länderinformationsblatt Türkei 
vom 18.10.2018, S. 68). Seit der Verhängung des Notstands aber hat sich die Lage verändert: Zwei Drittel 
der per Notstandsdekret geschlossenen Medien sind kurdische Zeitungen, Onlineportale, Radio- und 
Fernsehsender, darunter auch IMC TV und die Tageszeitung „Özgür Gündem“ unter dem Vorwurf, 
„Sprachrohr der PKK“ zu sein (vgl. Lagebericht vom 3.8.2018, S. 15).
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Kurdische Volkszugehörige unterliegen damit in der Türkei zwar einer gewissen Diskriminierung. Es fehlt 
aber jedenfalls an der für die Annahme einer Gruppenverfolgung erforderlichen kritischen Verfolgungsdichte 
(vgl. zur Gruppenverfolgung BVerfG, B.v. 23.1.1991 - 2 BvR 902/85, 2 BvR 515/89, 2 BvR 1827/89 - 
BVerfGE 83, 216 m.w.N.; BVerwG, B.v. 24.2.2015 - 1 B 31/14 - juris). Das Gericht geht aufgrund der 
vorliegenden und ins Verfahren eingeführten Erkenntnismittel davon aus, dass eine Verfolgung kurdischer 
türkischer Staatsangehöriger jedenfalls nicht die von der Rechtsprechung verlangte Verfolgungsdichte 
aufweist, die zu einer Gruppenverfolgung und damit der Verfolgung eines jeden Mitglieds führt (im Ergebnis 
wie hier VG Aachen, U.v. 5.3.2018 - 6 K 3554/17.A - juris Rn. 51 m.w.N.). Unabhängig davon steht Kurden 
in der Westtürkei trotz der auch dort problematischen Sicherheitslage und der schwierigen wirtschaftlichen 
Bedingungen eine inländische Fluchtalternative offen (vgl. SächsOVG, U.v. 7.4.2016 - 3 A 557/13.A; 
BayVGH, B.v. 22.9.2015 - 9 ZB 14.30399, alle juris). Sie können den Wohnort innerhalb des Landes 
wechseln und so insbesondere in Ballungsräumen in der Westtürkei eine in der Südosttürkei auf Grund der 
gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen türkischen Sicherheitskräften und PKK etwa höhere 
Gefährdung verringern. Keine Ausweichmöglichkeiten hingegen bestehen, soweit eine Person Ziel 
behördlicher oder justizieller Maßnahmen wird, da die türkischen Sicherheitskräfte auf das gesamte 
Staatsgebiet Zugriff haben (Lagebericht ebenda S. 20).
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Dies gilt auch für die erwachsene und nicht ortsgebundene Klägerin. Es ist nicht ersichtlich, dass die von ihr 
geltend gemachten Gefährdungen und Verletzungen - Hausbrand und Autokollision - tatsächlich auf sie 
gerichtete, gezielte Angriffe und Teil eines gruppenbezogenen Verfolgungsprogramms waren. Allein der 
Verweis auf erlebte alltägliche Diskriminierungen in Schule, Berufswahl und Ramadan ersetzt nicht die 
Glaubhaftmachung eines Verfolgungsprogramms gegen die ganze Gruppe.
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Im Gegenteil sprechen die Ausstellung eines regulären Reisepasses für sie durch türkische Behörden und 
ihre unbehelligte Ausreise auf dem Luftweg gegen ein irgendwie geartetes staatliches Interesse an ihrer 
Person, auch als Kurdin: Da in der Türkei strenge Ausreisekontrollen stattfinden, wird türkischen 
Staatsangehörigen, gegen welche ein vom türkischen Innenministerium oder von einer Staatsanwaltschaft 
verhängtes Ausreiseverbot vorliegt und die auf einer entsprechenden Liste stehen, bereits die Erteilung 
eines Reisepasses versagt oder sie werden bei Besitz eines Reisepasses an der Ausreise gehindert (vgl. 
Auswärtiges Amt, Auskunft an das BAMF vom 11.6.2018, S. 1 f.; näher dazu unten). Eine unbehelligte 
Ausreise ist daher ein Indiz gegen das Vorliegen eines Haftbefehls oder einer Ausreisesperre (vgl. 



Auswärtiges Amt, Auskunft vom 10.4.2019 an das VG Regensburg, S. 2 f. zu Frage 7) und damit gegen ein 
staatliches Verfolgungsinteresse.
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c) Eine Gruppenverfolgung wegen einer alevitischen Religionszugehörigkeit hat die Klägerin nicht zu 
befürchten.

42
Nach den zum Gegenstand des Verfahrens gemachten Erkenntnismitteln bilden die türkischen, zum Teil 
auch kurdischen Aleviten mit schätzungsweise 15-20 Mio. Menschen nach den Sunniten die zweitgrößte 
Glaubensgemeinschaft der Türkei. Sie werden nicht als separate Konfession bzw. Glaubensgemeinschaft 
anerkannt und können sich nur als Verein oder Stiftung organisieren. Seit einem Parlamentsbeschluss im 
Februar 2015 sind alevitische Gebetshäuser namens „Cem-Haus“ (Cem Evi) mit Glaubensstätten anderer 
Religionen beispielsweise mit Moscheen gleichzustellen. Trotz der faktisch verbesserten Situation erkennen 
nur wenige Stadtverwaltungen die alevitischen Gebetshäuser als religiöse Stätten an. Die bekannten 
Hauptforderungen der Aleviten nach Anerkennung und Gleichstellung der Gebetshäuser als religiöse 
Stätten und Baugenehmigungen für diese, nach Abschaffung der staatlichen (sunnitischen) 
Religionsbehörde („Diyanet“), nach Einführung einer Freiwilligkeit der Teilnahme am staatlichen 
Unterrichtsfach „Religions- und Gewissenskunde“ sowie nach Beendigung der Sunnitisierungspolitik wurden 
bislang noch nicht erfüllt. Die Möglichkeit der Abwahl des Religionsunterrichts wurde lediglich ausgeweitet 
(vgl. Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Republik Türkei vom 
14.6.2019, S. 14. - im Folgenden: Lagebericht). Die Glaubensgemeinschaft der Aleviten hat zwar in der 
Türkei - wie jene der katholischen und evangelischen Christen - keinen eigenen Rechtsstatus. Die 
individuelle Religionsfreiheit ist jedoch weitgehend gewährleistet (vgl. Lagebericht ebenda S. 13). 
Sachbeschädigungen z.B. durch Beschmieren alevitischer Gebetshäuser werden von alevitischer Seite 
immer wieder beklagt, ebenso Repressionen in ihrer öffentlichen Darstellung durch Schließung z.B. ihres 
Fernsehsenders „TV10“ mit dem Vorwurf der Terrorpropaganda (BFA, Länderinformationsblatt Türkei vom 
18.10.2018, S. 61 f.). Eine Verfolgung alevitischer Gläubiger allgemein ist aber auch nicht in der Provinz 
Dersim (Tunceli) als ihrem Kernland zu befürchten (vgl. VG München, B.v. 5.4.2018 - M 1 S 17.46575 - juris 
Rn. 14 m.w.N.).
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Auch insoweit ist nicht ersichtlich, dass ein staatliches oder staatlich geduldetes gruppenbezogenes 
Verfolgungsprogramm besteht. Der Verweis auf erlebte alltägliche Diskriminierungen in Schule, Berufswahl 
und Ramadan ersetzt nicht die Glaubhaftmachung eines Verfolgungsprogramms gegen die ganze Gruppe.
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d) Die Klägerin konnte auch mit ihrem individuellen Vortrag nicht glaubhaft machen, dass ihr in der Türkei 
eine flüchtlingsrelevante Verfolgung droht.
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Hierbei ist der Bescheidsbegründung der Beklagten zu folgen, wonach die Klägerin keine an sie individuell 
gerichteten Bedrohungen oder gar Übergriffe geschildert hat, sondern dass die von ihr geltend gemachten 
Gefährdungen - Hausbrand und Autokollision - auch eine andere Ursache haben können. Insbesondere ist 
nicht erkennbar, dass sie Teil eines staatlichen oder staatlich geduldeten Verfolgungsprogramms gegen sie 
als Person oder sonst gegen sie persönlich gerichtet waren.
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Vorliegend ist nach Überzeugung des Gerichts schon nicht hinreichend glaubhaft gemacht, dass die 
telefonische Bedrohung und der Brand des Wohnblocks tatsächlich den „Grauen Wölfen“ zurechenbar sind, 
hierbei handelt es sich lediglich um eine Vermutung des Vaters der Klägerin in dessen Verfahren. Darüber 
hinaus ist der Wohnblock mit 9 Wohnungen betroffen gewesen, ein gezielter Angriff gegen die Klägerin und 
ihre Familie ist hierin nicht zu sehen. Letztlich ist es auch lediglich eine Vermutung der Kläger, dass der 
Staat durch die „Grauen Wölfe“ verübtes kriminelles Unrecht decken und dulden würde und es ihm deshalb 
zurechenbar sei. Der Staat hat nach den Angaben der Klägerin in der mündlichen Verhandlung jedenfalls 
nach ihrem Autounfall sie durch Polizei im Krankenhaus befragen und damit Ermittlungen einleiten lassen, 
die wohl ergebnislos geblieben seien. Die Klägerin räumte auf Nachfrage ein, dass ihr Vater und sie 
vermuteten, der Autofahrer könnte ein türkischer Mitschüler gewesen sein, da sie schon in der Schule 



ausgegrenzt worden sei und kein Alevit einen anderen Aleviten anfahren würde (Protokoll vom 7.1.2020). 
Für die Annahme einer Verfolgungshandlung reichen diese bloßen Vermutungen aber nicht aus.
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Vorliegend kann auch sonst weder eine Verfolgung seitens des türkischen Staats durch aktives Tun oder 
Unterlassen gesehen werden, denn der türkische Staat ist bei kriminellem Unrecht grundsätzlich 
schutzwillig und schutzfähig. Insoweit gilt, dass der Schutz vor Verfolgung wirksam sein muss und nicht nur 
vorübergehender Art sein darf. Generell ist ein solcher Schutz gewährleistet, wenn der Staat geeignete 
Schritte einleitet, um die Verfolgung zu verhindern, insbesondere durch wirksame Rechtsvorschriften zur 
Ermittlung, Strafverfolgung und Ahndung von Handlungen, die eine Verfolgung darstellen, und wenn der 
Ausländer Zugang zu diesem Schutz hat (vgl. § 3d Abs. 2 AsylG). Diese Voraussetzungen sind hier erfüllt. 
Zwar verkennt das Gericht nicht, dass die türkische Regierung seit dem Putschversuch eine fast alles 
beherrschende nationalistische Atmosphäre geschaffen hat (vgl. Lagebericht vom 14.6.2019, S. 5). Als 
„Graue Wölfe“ werden die Anhänger der Nationalistischen Bewegungspartei MHP bezeichnet. Belastbare 
Anhaltspunkte dafür, dass der türkische Staat kriminelles Unrecht der „Grauen Wölfe“ in jüngster Zeit duldet 
und deckt oder sogar mit ihnen zusammenarbeitet, liegen nach Auswertung der Erkenntnismittel aber nicht 
vor. Gegenteiliges hat die Klägerin auch nicht substantiiert aufgezeigt. Der türkische Staat wurde nach dem 
Hausbrand von den Klägern gar nicht um Schutz angegangen und dieser hatte daher weder Anlass noch 
Möglichkeiten, ihnen Schutz zu gewähren. Nach dem Vorfall mit dem Auto wurden polizeiliche Ermittlungen 
eingeleitet, deren Ergebnis die Klägerin nicht kennt und daher auch nicht sagen kann, ob die Ermittlungen 
erfolgreich oder z.B. mangels belastbarer Ermittlungsansätze und Beweisen bei einer Unfallflucht 
ergebnislos geblieben sind. Von einem Unterlassen kann daher mangels anderer Handlungsoption keine 
Rede sein. Insoweit sind die Kläger zunächst auf diese Möglichkeiten staatlichen Schutzes zu verweisen, 
die sie bisher nicht beantragt bzw. beansprucht oder ausgeschöpft haben.
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Weiter ist zu berücksichtigen, dass ein staatlicher Schutz vor Bedrohung nicht lückenlos sein kann; einen 
lückenlosen Schutz gegen Übergriffe kann der türkische Staat ihnen dort ebenso wenig bieten wie der 
deutsche Staat hier.
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d) Für die Klägerin besteht zudem die von der Beklagten zutreffend geltend gemachte inländische 
Fluchtalternative in der Westtürkei vor lokalen oder regionalen Übergriffen. Hierzu wird auf die Begründung 
des angefochtenen Bescheids Bezug genommen und ergänzend ausgeführt:
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Dem Ausländer wird die Flüchtlingseigenschaft wegen einer inländischen Fluchtalternative nach § 3e Abs. 1 
AsylG nicht zuerkannt, wenn er in einem Teil seines Herkunftslandes keine begründete Furcht vor 
Verfolgung oder Zugang zu Schutz vor Verfolgung nach § 3d AsylG hat und sicher und legal in diesen 
Landesteil reisen kann, dort aufgenommen wird und vernünftigerweise erwartet werden kann, dass er sich 
dort niederlässt.

51
Die Klägerin kann nach Überzeugung des Gerichts in einem anderen Teil ihres Herkunftslandes ohne 
begründete Furcht vor Verfolgung leben. Ihr wäre ein Ausweichen in andere Landesteile möglich und 
zumutbar. Hinsichtlich der Sicherung des Lebensunterhalts ist auf die ausführliche Würdigung durch die 
Beklagte in ihrem Bescheid und u.g. Ausführungen zu verweisen.
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2. Die Klägerin hat auch keinen Anspruch auf Gewährung subsidiären Schutzes i.S. des § 4 Abs. 1 AsylG. 
Sie hat keine stichhaltigen Gründe für die Annahme vorgebracht, dass ihm bei einer Rückkehr in die Türkei 
ein ernsthafter Schaden i.S. des § 4 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 bis 3 AsylG droht.
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Ein Ausländer ist subsidiär Schutzberechtigter nach § 4 Abs. 1 Satz 1 AsylG, wenn er stichhaltige Gründe 
für die Annahme vorgebracht hat, dass ihm in seinem Herkunftsland ein ernsthafter Schaden droht. Als 
ernsthafter Schaden gilt gemäß § 4 Abs. 1 Satz 2 AsylG i.V.m. Art. 15 RL 2011/95/EU die Verhängung oder 
Vollstreckung der Todesstrafe, Folter oder unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung 



oder eine ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer Zivilperson infolge 
willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen bewaffneten Konflikts.
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Die Aufenthaltsbeendigung eines Ausländers durch einen Konventionsstaat kann Art. 3 EMRK verletzen, 
wenn stichhaltige Gründe für die Annahme vorliegen und bewiesen sind, dass der Ausländer im Zielstaat 
einer Abschiebung tatsächlich Gefahr läuft, Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung 
ausgesetzt zu werden. Dann ergibt sich aus Art. 3 EMRK die Verpflichtung für den Konventionsstaat, den 
Betroffenen nicht in dieses Land abzuschieben (vgl. EGMR, U.v. 13.12.2016 - 41738/10 - NVwZ 2017, 1187 
ff. Rn. 173 m.w.N.).
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a) Die Klägerin hat eine ernsthafte Bedrohung, so sie eine Gefährdungslage i.S. des § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
AsylG in Gestalt der Verhängung oder Vollstreckung der Todesstrafe begründen würde, nicht glaubhaft 
gemacht.
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Die Todesstrafe ist in der Türkei abgeschafft (vgl. Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und 
abschieberelevante Lage in der Republik Türkei vom 14.6.2019, S. 21, 236 - im Folgenden: Lagebericht). 
Für extralegale Hinrichtungen liegen derzeit keine Anhaltspunkte vor; dass der Vorfall mit dem Auto eine 
gezielte und noch dazu staatlich veranlasste oder geduldete Tötung wäre, ist nach dem Vortrag nicht 
ersichtlich (vgl. oben).
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b) Die Klägerin hat eine ernsthafte Bedrohung, so sie eine Gefährdungslage i.S. des § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
AsylG wegen Folter, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung begründen würde, nicht glaubhaft 
gemacht. Auf die Ausführungen soeben wird verwiesen.
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c) Zudem kann die Klägerin lokal oder regional begrenzten Gefahren durch Umzug in andere Landesteile 
zumutbar ausweichen (§ 3e i.V.m. § 4 Abs. 3 Satz 1 AsylG).

59
3. Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 oder Abs. 7 Satz 1 AufenthG liegen ebenfalls nicht vor. Auf den 
Bescheid des Bundesamts wird Bezug genommen (§ 77 Abs. 2 AsylG) und ergänzend ausgeführt:
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Insbesondere wäre das Existenzminimum für die erwerbsfähige Klägerin grundsätzlich gewährleistet; dies 
gilt erst recht, würde sie mit ihren Eltern im Familienverband zurückkehren, deren Asylantrag erfolglos 
geblieben ist (vgl. VG Augsburg, U.v. 14.11.2019 - Au 6 K 17.35096).
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Die Grundversorgung und die medizinische Versorgung sind nach Überzeugung des Gerichts für 
Rückkehrer in der Türkei jedenfalls im Umfang des absoluten Existenzminimums gesichert. In der Türkei 
gibt es zwar keine mit dem deutschen Recht vergleichbare staatliche Sozialhilfe. Sozialleistungen für 
Bedürftige werden aber über den Förderungsfonds für Soziale Hilfe und Solidarität gewährt und von den in 
81 Provinzen und 850 Kreisstädten vertretenen 973 Einrichtungen der Stiftungen für Soziale Hilfe und 
Solidarität (Sosyal Yardımlaşma ve Dayanişma Vakfi) ausgeführt, die den Gouverneuren unterstellt sind. 
Anspruchsberechtigt sind bedürftige Staatsangehörige, die sich in Armut und Not befinden, nicht gesetzlich 
sozialversichert sind und von keiner Einrichtung der sozialen Sicherheit ein Einkommen oder eine 
Zuwendung beziehen, sowie Personen, die gemeinnützig tätig und produktiv werden können. Die 
Leistungsgewährung wird von Amts wegen geprüft. Eine neu eingeführte Datenbank vernetzt Stiftungen und 
staatliche Institutionen, um Leistungsmissbrauch entgegenzuwirken. Leistungen werden gewährt in Form 
von Unterstützung der Familie (Nahrungsmittel, Heizmaterial, Unterkunft), Bildungshilfen, Krankenhilfe, 
Behindertenhilfe sowie besonderen Hilfeleistungen wie Katastrophenhilfe oder Volksküchen. Die Leistungen 
werden in der Regel als zweckgebundene Geldleistungen für neun bis zwölf Monate gewährt. Darüber 
hinaus existieren weitere soziale Einrichtungen, die ihre eigenen Sozialhilfeprogramme haben (vgl. 
Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Republik Türkei vom 
14.6.2019, S. 25 f. - im Folgenden: Lagebericht).
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Die medizinische Versorgung durch das staatliche Gesundheitssystem hat sich in den letzten Jahren 
strukturell und qualitativ erheblich verbessert, vor allem in ländlichen Gegenden sowie für die arme, 
(bislang) nicht krankenversicherte Bevölkerung. Auch wenn Versorgungsdefizite vor allem in ländlichen 
Provinzen bei der medizinischen Ausstattung und im Hinblick auf die Anzahl von Ärzten bzw. Pflegern 
bestehen, sind landesweit Behandlungsmöglichkeiten für alle Krankheiten gewährleistet. Landesweit gab es 
im Jahr 2017 1.518 Krankenhäuser mit einer Kapazität von 226.000 Betten, davon ca. 60% in staatlicher 
Hand. Die Behandlung bleibt für die bei der staatlichen Krankenversicherung Versicherten mit Ausnahme 
der „Praxisgebühr“ unentgeltlich. Grundsätzlich können sämtliche Erkrankungen in staatlichen 
Krankenhäusern angemessen behandelt werden, insbesondere auch chronische Erkrankungen wie Krebs, 
Niereninsuffizienz (Dialyse), Diabetes, Aids, Drogenabhängigkeit und psychiatrische Erkrankungen. 
Wartezeiten in den staatlichen Krankenhäusern liegen bei wichtigen Behandlungen/Operationen in der 
Regel nicht über 48 Stunden. In vielen staatlichen Krankenhäusern ist es jedoch (nach wie vor) üblich, dass 
Pflegeleistungen nicht durch Krankenhauspersonal, sondern durch Familienangehörige und Freunde 
übernommen werden. Durch die zahlreichen Entlassungen nach dem gescheiterten Putschversuch, von 
denen auch der Gesundheitssektor betroffen ist, kommt es nach Medienberichten gelegentlich zu 
Verzögerungen bei der Bereitstellung medizinischer Dienstleistungen (vgl. Lagebericht ebenda S. 26). 
Psychiater praktizieren und elf psychiatrische Fachkliniken mit einer Bettenkapazität von rund 4.000 Plätzen 
standen im Jahr 2017 zur Verfügung, weitere Betten gibt es in besonderen Fachabteilungen einiger 
Regionalkrankenhäuser. Auch sind therapeutische Zentren für Alkohol- und Drogenabhängige vorhanden 
(vgl. Lagebericht ebenda S. 26; zur Behandlung psychischer Erkrankungen auch ebenda Anlage I S. 33 f. 
sowie Schweizer Flüchtlingshilfe SFH, Schnellrecherche der SFH-Länderanalyse vom 18.8.2016, 
Behandlung und Pflege einer schizophrenen Person im Südosten der Türkei, S. 2). Die spezialisierte 
psychiatrische Fachklinik in Elazig deckt die Versorgung von Patienten in Südost- und Ostanatolien ab und 
verfügt über insgesamt 488 Betten, stationäre psychiatrische Versorgung ist auch in den Universitätskliniken 
in Gaziantep, Diyarbakir und Sanliurfa gewährleistet (SFH ebenda S. 3). Zum 1. Januar 2012 hat die Türkei 
eine allgemeine, obligatorische Krankenversicherung eingeführt für alle Personen mit Wohnsitz in der Türkei 
mit Ausnahmen u.a. für Soldaten/Wehrdienstleistende und Häftlinge. Die obligatorische 
Krankenversicherung erfasst u. a. Leistungen zur Gesundheitsprävention, stationäre und ambulante 
Behandlungen und Operationen, Laboruntersuchungen, zahnärztliche Heilbehandlungen sowie 
Medikamente, Heil- und Hilfsmittel. Unter bestimmten Voraussetzungen sind auch Behandlungen im 
Ausland möglich. Nicht der Sozialversicherungspflicht unterfallende türkische Staatsbürger mit einem 
Einkommen von weniger als einem Drittel des Mindestlohns können von der Beitragspflicht befreit werden. 
Bei einem Einkommen zwischen einem Drittel und dem doppelten Mindestlohn gelten ermäßigte 
Beitragssätze. Bis Mitte des Jahres 2014 haben sich rund 12 Mio. Türken einer solchen 
Einkommensüberprüfung unterzogen, für rund 8 Mio. von ihnen hat der Staat die Zahlung der Beiträge 
übernommen (vgl. Lagebericht, ebenda S. 27). Die für eine gesundheitliche Versorgung mittelloser 
türkischer Staatsbürger bisher geltenden „Grünen Karten“ (2011: knapp 9 Millionen Inhaber) sind 
ausgelaufen, ihre Inhaber sollen in die allgemeine Krankenversicherung überwechseln. Für Kinder bis zum 
Alter von 18 bzw. 25 Jahren, Ehepartner und (Schwieger-)Elternteile ohne eigenes Einkommen besteht die 
Möglichkeit einer Familienversicherung. Besondere Beitragsregelungen gelten schließlich auch für Bezieher 
von Alters- und Erwerbsminderungsrenten (vgl. Lagebericht ebenda S. 28).
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4. Nachdem sich auch die Befristung des Einreise- und Aufenthaltsverbotes nach § 11 Abs. 1 AufenthG als 
rechtmäßig erweist, war die Klage mit der Kostenfolge des § 154 Abs. 1 VwGO abzuweisen. Gerichtskosten 
werden nicht erhoben (§ 83b AsylG). Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 
Abs. 2 VwGO i.V.m. §§ 708 ff. ZPO.


